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1  Bei der Erbschaftsteuer  
steht ein Kurswechsel an –  
Zeit zum Handeln

1.1  Das Bundesverfassungsgericht meldet sich wieder zu Wort

Die Erbschaftsteuer steht erneut im Fokus der politi-
schen Debatte. Damit rückt die Frage in den Vorder-
grund, ob Vermögensnachfolge weiterhin nebenbei 
geschieht oder ob sie bewusst gestaltet wird. Wenn 
die Politik dieses Thema aufgreift und das Bundes-
verfassungsgericht über zentrale Punkte wie die Ver-
schonung von Betriebsvermögen entscheidet, geht es 
nicht allein um juristische Details, sondern um Signale 
für die künftige Gesetzgebung und Finanzplanung. 
Wer den Gleichheitsgrundsatz im Steuerrecht ernst 
nimmt, muss damit rechnen, dass bestehende Privile-
gien – etwa bei Unternehmensübertragungen – er-
neut überprüft und neu geordnet werden. Das erzeugt 
Handlungsdruck, nicht aus Alarmismus, sondern aus 
nüchternem Kalkül: Wer seine Nachfolge strukturiert 
plant, kann Steuern optimieren und gleichzeitig Subs-
tanz, Struktur und Ziele des Vermögens für die nächs-
ten Generationen sichern.

Es geht dabei nicht nur um Paragrafen. Vermögen 
entsteht über Jahre: ein sorgfältig aufgebautes 
Aktienportfolio, ein Immobilienbestand mit Entwick-
lungspotenzial oder verschiedene unternehmerische 
Beteiligungen. Die Kernfragen sind klar: Wie bleiben 
diese Werte erhalten und sinnvoll gebündelt, statt im 
Zuge von ungesteuerten Erbschaften zu zerfallen? Wie 
schützt man Erben vor Überforderung? Wie stellt man 
Liquidität bereit, um Steuern zu zahlen, ohne Not-
verkäufe zu riskieren? Der Schlüssel ist eine voraus-
schauende Gestaltung des Vermögensübergangs: 
rechtlich belastbar, finanziell fundiert und ausgerichtet 
an den eigenen Ruhestandszielen. Wer sein Vermögen 
und den künftigen Bedarf genau kennt, entscheidet 
souveräner – auch wenn sich Rahmenbedingungen 
verändern.

Sie werden sich ändern, das ist schon abzusehen. Die 
Entwicklung in der Rechtsprechung ist eindeutig: Das 
Bundesverfassungsgericht (BVG) prüft regelmäßig, 
ob das Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht dem 
Gleichheitsgrundsatz genügt. Entscheidungen in den 
Jahren 1995, 2006 und 2014 führten zu Reformen. Für 
2026 wird eine weitere Entscheidung erwartet. Häufig 
lautete das Ergebnis: Die Regeln genügen den Gleich-
heitsanforderungen nicht, die Bundesregierung muss 
nachbessern. Auch diesmal sind Anpassungen wahr-
scheinlich, insbesondere bei der unterschiedlichen Be-
handlung von Betriebs- und Privatvermögen. Konkrete 
Änderungen sind offen, sicher ist jedoch: Es kommt 
Bewegung in die Sache.

Urteile des BVG zur Erbschaftsteuer

1995: Urteil zur Bewertung von Immobilien auf 
der Grundlage (veralteter) Einheitswerte

2006: Urteil zur unterschiedlichen Bewertung 
von Grundbesitz, Betriebsvermögen und Antei-
len an Kapitalgesellschaften

2014: Urteil unter anderem zur Überprivilegie-
rung von Betriebsvermögen und fehlender Be-
dürfnisprüfung

2026: Urteil (zu erwarten) zur Unvereinbarkeit 
der Begünstigungsregelungen für Betriebsver-
mögen mit dem allgemeinen Gleichheitsgrund-
satz
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1.2  Ein Paradigmenwechsel steht an – Übergang zum 
Lebensfreibetrag

Politisch fällt dies in eine Phase, in der große Refor-
men des Sozialstaats diskutiert werden. Wenn der 
Sozialstaat stabil bleiben soll und Steuererhöhungen 
vermieden werden, werden Kompromisse erforderlich. 
In diesem Umfeld gerät die Erbschaftsteuer schnell 
zur Verhandlungsmasse. Die ersten Vorschläge liegen 
schon bereit. Im Zentrum steht die Idee, die bisher alle 
zehn Jahre nutzbaren Einzel-Freibeträge durch einen 
Lebensfreibetrag von insgesamt einer Million Euro zu 
ersetzen.

Das klingt nach Verbesserung, ist es aber nicht auto-
matisch. Wer heute Übertragungen im Zehnjahres-
rhythmus plant und die bisherigen Freibeträge für 
mehrere Familienmitglieder nutzt, könnte mit einem 
einheitlichen Lebensfreibetrag von 900.000 Euro 
für die Familie und 100.000 Euro für Dritte je nach 
Vermögen und Familienstruktur schlechter fahren. 
Zudem fehlen Aussagen zu künftigen Steuerklassen 
und Steuersätzen. Derzeit reichen die Sätze – je nach 
Steuerklasse – bis zu 50 Prozent. Ohne Klarheit, welche 
Beträge in welchen Konstellationen mit welchen Sätzen 
belastet werden, bleibt der Effekt des Lebensfreibe-
trags schwer einzuschätzen.

1.3  Unternehmensnachfolge könnte kostspieliger werden

Hinzu kommt die geplante Änderung bei der Unter-
nehmensnachfolge. Ein Freibetrag von fünf Millionen 
Euro wirkt attraktiv, doch die steuerliche Unterneh-
mensbewertung folgt eigenen Regeln und führt oft zu 
hohen Werten. Unternehmerinnen und Unternehmer 
wissen: Der steuerlich ermittelte Wert entspricht nicht 
zwingend dem Marktpreis. Für den Mittelstand kann 
der nominelle Freibetrag deshalb weniger hilfreich 

sein, als es scheint. Das gilt besonders im Vergleich zu 
den derzeitigen Verschonungsregeln, die bei korrekter 
Gestaltung eine nahezu vollständige Steuerbefreiung 
ermöglichen. Sollte diese Verschonung nicht mehr im 
bisherigen Ausmaß gelten, würde die Nachfolgefinan-
zierung in vielen Betrieben deutlich anspruchsvoller. 
Daran ändert auch die geplante Stundungsregelung 
über 20 Jahre nicht allzu viel.

Diese Verschonungsregeln gelten derzeit für Betriebsvermögen

Regelverschonung (§ 13a Abs. 1 ErbStG) Optionsverschonung (§ 13a Abs. 10 ErbStG)

Verschonungsabschlag i. H. v. 85 % Verschonungsabschlag i. H. v. 100 %

Verwaltungsvermögen max. 50 % Verwaltungsvermögen max. 10 %  
(Tochergesellschaft max. 50 %)

Behaltensfrist von 5 Jahren Behaltensfrist von 7 Jahren

Lohnsumme von 400 % der Ausgangslohnsumme 
nach 5 Jahren

Lohnsumme von 700 % der Ausgangslohnsumme 
nach 7 Jahren




